Generationenfonds-Errichtungsgesetz

Gesetz
zur Errichtung eines Generationenfonds des Freistaates Sachsen

(Generationenfonds-Errichtungsgesetz — SachsGFEG)'

erlassen als Artikel 1 des Gesetzes liber MaBnahmen zur Sicherung der 6ffentlichen Haushalte 2005 und 2006
im Freistaat Sachsen (Haushalisbegleitgesetz 2005 und 2006)

Vom 22. April 2005

§1

Geltungsbereich und Errichtung einer Anstalt

(1) Dieses Gesetz regelt die Finanzierung der Versorgung und Beihilfen fiir die kiinftigen Versorgungsempfanger
des Freistaates Sachsen, deren Anspriiche auf einem nach dem 31. Dezember 1996 begriindeten Dienstverhéltnis
zum Freistaat Sachsen beruhen, mit Ausnahme der Beamten auf Widerruf. Fiir Versorgungsempfanger und
kiinftige Versorgungsempfénger, mit Ausnahme der Beamten auf Widerruf, deren Anspriiche auf einem vor dem

1. Januar 1997 begriindeten Dienstverhalinis zum Freistaat Sachsen beruhen, erfolgt eine Teilfinanzierung.

(2) Zur Finanzierung der Versorgung und Beihilfen fir den in Absatz 1 genannten Personenkreis wird ein Fonds mit
dem Namen ,Generationenfonds*” als rechtsfahige Anstalt des 6ffentlichen Rechts mit Sitz in Dresden (Anstalt)

errichtet. 2

§2

Organ, Geschéftsfiihrung, Vertretung der Anstalt

(1) Organ der Anstalt ist der Direktor. Er leitet die Anstalt, nimmt die Geschéaftsfihrung wahr und vertritt die Anstalt
gerichtlich und auBergerichtlich. Eine Vergitung hierflr wird nicht gezahlt.

(2) Das Amt des Direktors wird im Nebenamt ausgeiibt. Das Staatsministerium der Finanzen bestimmt den Direktor
und dessen Stellvertreter aus dem Kreis der leitenden Bediensteten des Landesamtes flir Steuern und Finanzen.
Soweit erforderlich, bestimmt das Staatsministerium der Finanzen die weitere Vertretung.

(3) Die Haftung des Organs der Anstalt richtet sich nach den fir Beamte des Freistaates Sachsen geltenden
Vorschriften. 3

§3

Finanzwesen und Verwaltung der Anstalt

(1) FOr das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der Anstalt gelten die §§ 105 bis 111 der
Haushaltsordnung des Freistaates Sachsen (Sachsische Haushaltsordnung — SAHO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SachsGVBI. S. 154), die durch Artikel 10 des Gesetzes vom

13. Dezember 2002 (SachsGVBI. S. 333, 352) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Die
Rechnung ist vom Landesamt fiir Steuern und Finanzen zu prufen.

(2) Der fur die Tatigkeit der Anstalt erforderliche Personal-, Sach- und Investitionsbedarf wird vom Landesamt fiir
Steuern und Finanzen unentgeltlich zur Verfligung gestellt. Dies gilt auch fiir die Benutzung seiner
Verwaltungseinrichtungen.

(3) Die Kassengeschafte der Anstalt werden von der Hauptkasse des Freistaates Sachsen wahrgenommen. 4

§4

Anstaltstrager und Aufsicht

(1) Trager der Anstalt ist der Freistaat Sachsen, der diese fur die Dauer ihres Bestehens funktionsfahig zu erhalten
hat.

(2) Die Anstalt untersteht der Rechts- und Fachaufsicht des Staatsministeriums der Finanzen.

§5
Aufgaben der Anstalt
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Die Anstalt bildet eine Ricklage zur Finanzierung derin § 1 Abs. 2 genannten Verpflichtungen des Dienstherrn.
Die Rucklage dient der vollstandigen Finanzierung der Versorgung und Beihilfen des in § 1 Abs. 1 Satz 1
genannten Personenkreises. Die Anstalt erstattet dem Freistaat Sachsen auf Anforderung die hierfir erforderlichen
Haushaltsausgaben und diejenigen Ausgaben, die der Freistaat Sachsen aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher
Verpflichtung anstelle der Versorgung zu zahlen hat, soweit sie auf Zeiten entfallen, fiir die Zufiihrungen an die
Anstalt geleistet wurden. Daneben werden Mittel zur teilweisen Finanzierung der Versorgung und Beihilfen des in
§ 1 Abs. 1 Satz 2 genannten Personenkreises in den Fonds nach § 7 aufgenommen. Die Anstalt erstattet dem
Freistaat Sachsen auf Anforderung die Haushaltsausgaben in der im Haushaltsplan bestimmten Héhe. Die Mittel

kénnen in die Ricklage tberfihrt werden. °

§6
Riicklage

(1) Die Ricklage im Sinne von § 5 wird aus regelméaBigen und sonstigen Zufihrungen des Freistaates Sachsen
und den daraus erzielten Ertrdgen gebildet. Die Zufiihrungen werden aus dem Staatshaushalt finanziert. Die Héhe
der Zufiihrungen bestimmt sich auf der Grundlage versicherungsmathematischer Berechnungen eines
unabhangigen Gutachters nach Prozentsatzen der jeweiligen Besoldungsausgaben fiir die in § 1 Abs. 1 Satz 1
genannten Personen. Das Staatsministerium der Finanzen regelt durch Rechtsverordnung das Nahere zur Héhe
und zum Zeitpunkt der Zufiihrungen. Die Festsetzung der Prozentsatze ist bei sich &ndernden Verhaltnissen
entsprechend anzupassen. Sofern sich neben den regelméaBigen Zufiihrungen auf Basis
versicherungsmathematischer Berechnungen eines unabhangigen Gutachters Finanzierungsbedarf ergibt, sollen
sonstige Zufiihrungen nach MaBgabe des Haushaltsplanes erfolgen. Die Berechnungen sind spatestens nach
Ablaufvon 5 Jahren seit der letzten Berechnung zu erstellen. Bis zum 29. Dezember 2008 ist eine sonstige

Zufihrung in H6he von 310 000 000 EUR zu leisten. 6

(2) Der Rucklage sind auch Mittel zuzufiihren, die dem Freistaat Sachsen flir Versorgungsaufwendungen der in § 1
Abs. 1 Satz 1 genannten Personen gezahlt werden. Fiir beurlaubte Beamte und Richter im Sinne von § 1 Abs. 1
Satz 1, deren Beurlaubungszeit als ruhegehaltfahig anerkannt worden ist, sind Zufiihrungen nach Absatz 1 aufder
Grundlage der ihnen ohne die Beurlaubung jeweils zustehenden Dienstbeziige, abzlglich der fiir diesen Zeitraum
nach Satz 1 gezahlten Mittel, zu leisten.

(2a) Fur Beamte und Richter, deren Dienstverhaltnis vom 1. Januar 1997 bis 31. Dezember 2004 im Sinne des § 1
Abs. 1 begriindet worden ist, sind der Riicklage nach Absatz 1 einmalig Mittel zuzufiihren. Deren H6he bestimmt
sich nach den nach Absatz 1 zugrunde zu legenden Prozentsatzen der jeweiligen Besoldungsausgaben, jeweils
berechnet fiir den Zeitraum ab Begriindung des Dienstverhalinisses zum Freistaat Sachsen bis zum

31. Dezember 2006. Als Besoldungsausgaben sind fiir Zeiten der Beurlaubung ohne Dienstbezlige, die als
ruhegehaltfahig anerkannt worden sind, die Dienstbeziige heranzuziehen, die den Betroffenen ohne Beurlaubung
zustehen wiirden. Bestandteil der einmaligen Zufiihrungen ist zudem eine rechnungsméBige Verzinsung der nach
Satz 2 berechneten Jahresbetrédge bis zum Zeitpunkt der Zufiihrung an den Fonds. Der rechnungsmaBigen
Verzinsung ist der Zinssatz fir einjahrige Festanlagen zum 2. Januar des jeweiligen Jahres, in dem die
Jahresbetrage angelegt worden waren, zugrunde zu legen. Das Staatsministerium der Finanzen legt die H6he der
einmaligen Zufihrungen fest. Sie sind spatestens zum 27. Dezember 2008 zu leisten. Bis zum 29. Dezember 2006
istjedoch ein Betrag in Héhe von 314 000 000 EUR zuzufihren. Die regelmé&Bigen Zufuhrungen nach Absatz 1
sind fur den in Satz 1 genannten Personenkreis beginnend ab 1. Januar 2007 zu leisten.

(3) Die der Anstalt insgesamt zugefihrten Mittel einschlieBlich der Ertrdge sind bei Wahrung der Anlagegrundsatze
Sicherheit, Liquiditat und Rendite anzulegen. Die Anlage der Mittel kann auf eine in der Geldwirtschaft erfahrene
Einrichtung tbertragen werden. Das Nahere regelt das Staatsministerium der Finanzen durch
Verwaltungsvorschrift.

(4) Ansprlche Dritter gegen die Anstalt werden nicht begriindet. Die Ricklage féllt bei Auflésung der Anstalt an

den Freistaat Sachsen. /

§7
Vorsorgepflicht des Freistaates Sachsen
fur weitere Versorgungslasten

(1) Der Freistaat Sachsen leistet an den Fonds zur finanziellen Vorsorge fiir die Versorgungs- und
Beihilfenaufwendungen des Personenkreises nach § 1 Abs. 1 Satz 2 regelmaBige und sonstige Zufiihrungen, die
von der Ricklage nach § 6 getrennt zu halten und auszuweisen sind. § 6 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

(2)Die Héhe der regelméaBigen Zufihrungen bestimmt sich nach den nach § 6 Abs. 1 Satz 3 zugrunde zu legenden
Prozentsatzen der jeweiligen Besoldungsausgaben fiir die in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen. Die
Zufihrungen werden aus dem Staatshaushalt finanziert. § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. Die regelméaBigen
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Zuflhrungen sind ab 1. Januar 2009 zu leisten. Sonstige Zufiihrungen kénnen jederzeit nach MaBgabe des
Haushaltsplanes erfolgen. Die Zufihrungen sind jéhrlich, spatestens bis zum 27. Dezember , zu leisten.

(3) Die nach Absatz 2 zugefuhrten Mittel kbnnen erst nach dem 31. Dezember 2017 zur Finanzierung der
Versorgung und Beihilfen des in § 1 Abs. 1 Satz 2 genannten Personenkreises enthommen werden. Abweichend
von Satz 1 ist eine vorzeitige Verwendung der Mittel méglich, wenn diese Mittel zur Erweiterung des
Personenkreises nach § 1 Abs. 1 Satz 1 vollstandig als einmalige Zuflilhrung zur Abgeltung bis zum
Zuflhrungszeitpunkt bereits entstandener Versorgungsanwartschaften des neu einzubeziehenden
Personenkreises in die Riicklage nach § 6 tberfithrt werden. Uber die H6he der zu verwendenden Mittel
entscheidet das Staatsministerium der Finanzen auf der Grundlage versicherungsmathematischer Berechnungen

eines unabhiangigen Gutachters, die im Zeitpunkt der Uberfiihrung nicht alter als drei Jahre sein sollen. 8

Uberschrift neu gefasst durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2008 (SachsGVBI. S. 866, 867)

§ 1 gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2006 (SachsGVBI S. 515, 516) und durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2008 (SachsGVBI. S. 866, 867)

§ 2 geandert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (S&chsGVBI. S. 387,403)
§ 3 gedndert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387,403)
§ 5 geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2006 (SdchsGVBI S. 515, 516)

§ 6 Absatz 1 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2008 (SachsGVBI. S. 866, 867) mit
Wirkung vom 24. Dezember 2008

7 § 6 geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2006 (SachsGVBI S. 515, 516) und durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2008 (S&dchsGVBI. S. 866, 867)

8 § 7 neu eingeflgt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2006 (S&chsGVBI S. 515, 516) und
Absatz 2 neu gefasst durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2008 (SachsGVBI. S. 866, 867)

\V]

o 00~ W

Anderungsvorschriften
Anderung des Finanzierungsfondsgesetzes
Art. 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2006 (SachsGVBI. S. 515, 516)

Anderung des Finanzierungsfondsgesetzes

Art. 3 des Gesetzes vom 12. Dezember 2008 (SachsGVBI. S. 866, 867)

Anderung des Generationenfonds-Errichtungsgesetzes

Art. 29 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387, 403)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.01.2011 Seite 3von 3


https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_8
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=12629&jabs=a3
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=6150&jabs=a2
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=12629&jabs=a3
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=14125&jabs=a29
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=14125&jabs=a29
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=6150&jabs=a2
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=12629&jabs=a3
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=6150&jabs=a2
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=12629&jabs=a3
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=6150&jabs=a2
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=12629&jabs=a3

	Gesetz zur Errichtung eines Generationenfonds des Freistaates Sachsen  (Generationenfonds-Errichtungsgesetz – SächsGFEG)1
	§ 1  Geltungsbereich und Errichtung einer Anstalt
	§ 2  Organ, Geschäftsführung, Vertretung der Anstalt
	§ 3  Finanzwesen und Verwaltung der Anstalt
	§ 4  Anstaltsträger und Aufsicht
	§ 5  Aufgaben der Anstalt
	§ 6  Rücklage
	§ 7  Vorsorgepflicht des Freistaates Sachsen  für weitere Versorgungslasten

	Änderungsvorschriften

